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Beantwortung 
der dringlichen überparteilichen Interpellation 20250144, Clauss Susanne, Fraktion SP/JUSO,  
Schultz Moema, Fraktion PSR, Weber Philippe, Fraktion Grüne, «Verwüstung auf Staatskosten» 

 
Einleitende Ausführungen 
 
Am 5. Juli 2023 hat die Burgergemeinde Biel ein Baugesuch eingereicht, um auf den Parzellen 
5550 und 5552 bei der «Hoflue» auf Bieler Gemeindegebiet eine bestehende Waldstrasse zu 
verbreitern und die bestehenden Stützmauern zu ersetzen. Das Projekt umfasst den Bau von zwei 
Wendeplätzen, einer Ausweichstelle und einem Lagerplatz. Das Projekt dient primär als 
Infrastruktur für Einsätze der Feuerwehr (Verbreiterung der Waldstrasse und Wendeplätze) und 
sekundär der Verbesserungen der Waldpflege. Ein Situationsplan illustriert insbesondere die 
Verbreiterung der Waldstrasse auf 3,9 m und den Standort der erwähnten Plätze an drei Orten: 
ein Wendeplatz bei der «Hohfluh», eine Ausweichstelle beim «Galgeneichli» und ein Wende- und 
Lagerplatz bei der Kreuzung des Hohfluhwegs mit dem Bellevueweg. Das Amt für 
Bevölkerungsschutz, Sport und Militär des Kantons Bern hat in Absprache mit der 
Gebäudeversicherung Bern (GVB) verlangt, dass aufgrund des steigenden Waldbrandrisikos ein 
Einsatzkonzept für den gesamten Jurasüdfuss erstellt wird. Dieser Sektor gehört dazu. Der 
betroffene Weg ist ein wichtiges Element im Einsatzkonzept der Feuerwehr.  
Gemäss Art. 22 des Raumplanungsgesetzes (RPG) befindet sich das Bauvorhaben ausserhalb 
der Bauzone im Wald. Das Baugesuch wurde am 12. und 19. September 2023 im Amtlichen 
Anzeiger Biel und Leubringen sowie im Amtlichen Anzeiger des Kantons Bern publiziert. Innerhalb 
der Einsprachefrist sind keine Einsprachen eingegangen. 
Gemäss Artikel 22 des Dekrets über das Baubewilligungsverfahren (BewD) und Artikel 5 des 
Koordinationsgesetzes (KoG) wurden die zuständigen kantonalen Fachstellen konsultiert. Es 
handelt sich dabei insbesondere um das Hochbauamt des Amts für Gemeinden und 
Raumordnung (AGR), die Abteilung Walderhaltung Region Mittelland des Amts für Wald und 
Naturgefahren und das Amt für Landwirtschaft und Natur. Auch die gemeindeeigenen Instanzen 
wurden konsultiert. Die Erteilung der Baugenehmigung war also nur möglich, wenn die für dieses 
Bauvorhaben ausserhalb der Bauzone zuständigen kantonalen Stellen keine Einwände haben, 
was hier der Fall ist.  
 
Es ist festzuhalten, dass das Hochbauamt des Amts für Gemeinden und Raumordnung (AGR) 
und das Amt für Landwirtschaft und Natur auf einen Bericht verzichtet haben. Sie begründeten es 
damit, dass vom AGR keine Verfügung für das Bauen ausserhalb der Bauzone notwendig ist, 
wenn ein Bauprojekt im Wald vom Amt für Wald und Naturgefahren als zonengemäss bestätigt 
wird. Nur das Amt für Wald und Naturgefahren hat einen offiziellen Bericht (zustimmend) erstellt 
und festgehalten, dass es sich beim geplanten Projekt um eine forstliche Baute handelt, die für 
die forstliche Bewirtschaftung notwendig ist und gemäss Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b des 
Waldgesetzes dem Waldareal angehört. Das Projekt wird gemäss Art. 22 RPG als zonenkonform 
betrachtet. Eine Ausnahmebewilligung gemäss Art. 24 RPG für das Bauen ausserhalb der 
Bauzone ist nicht erforderlich. Der durch die Baute beanspruchte Waldboden bleibt der 
Waldgesetzgebung unterstellt.  
 
Nach Abschluss des Verfahrens und angesichts der positiven Berichte hat die Präsidialdirektion 
am 11. März 2024 die Baubewilligung erteilt. Die Bauherrschaft hat die baupolizeiliche 
Selbstdeklaration gemäss Art. 47a des Dekrets über das Baubewilligungsverfahren (BewD) am 
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3. Juli 2024 eingereicht. Die Selbstdeklaration für den Abschluss der Arbeiten wurde am 
3. Oktober 2024 eingereicht. Die Selbstdeklaration enthielt keine Projektänderung und hält fest, 
dass das Projekt gemäss der Baubewilligung und der eingereichten bewilligten Pläne ausgeführt 
wurde. Gemäss Art. 47a Abs. 3 BewD ist die Bauherrschaft verpflichtet, die 
Gemeindebaupolizeibehörde zu benachrichtigen, sobald im Verlaufe der Bauarbeiten 
baubewilligungspflichtige Abweichungen von den Vorgaben der Baubewilligung und den darin 
enthaltenen Bedingungen und Auflagen erkennbar werden. Kontrollen durch die kantonalen 
Fachstellen bleiben vorbehalten.  
 
Nachdem die Baupolizei am 13. Mai 2025 den Hinweis erhielt, das Projekt sei nicht in allen 
Punkten gemäss der Baubewilligung ausgeführt worden, bot sie am 20. Mai 2025 die 
Bauherrschaft, die Vertretungen des Amts für Wald und Naturgefahren sowie das Amt für 
Landwirtschaft und Natur zu einer Kontrolle der durchgeführten Arbeiten auf. Da die autorisierte 
Vertreterin des Amts für Landwirtschaft und Natur abwesend war, wurde eine zweite Kontrolle vor 
Ort für den 18. Juni 2025 vereinbart. Die Baupolizei beauftragte ausserdem die Dienststelle 
Vermessung und GIS damit, eine Aufnahme des abgeschlossenen Projekts durchzuführen. 
 
 
Beantwortung der Fragen (in der Reihenfolge der Fragestellung in der Interpellation) 
 

- Wer kontrolliert die Einhaltung der Bauvorgaben? 
 
Zuständig ist die Baupolizei und die betroffenen kantonalen Instanzen. Allerdings gilt seit 
dem 1. September 2009 im Kanton Bern das Prinzip der Selbstdeklaration. Die 
Baukontrolle liegt daher mehr in der persönlichen Verantwortung der Bauherrschaft. Für 
jedes Projekt wird eine Person definiert, die für die baupolizeiliche Selbstdeklaration 
verantwortlich ist und die im Fall einer falschen Selbstdeklaration rechtlich belangt werden 
kann. 
 

- Insbesondere bei diesem Bauwerk?  
 
Das kantonale Amt für Wald und Naturgefahren. Dieses Amt hat am 4. September 2024 
eine Kontrolle vor Ort durchgeführt. Gemäss der Bauherrschaft und dieser kantonalen 
Stelle wurden anlässlich dieser Kontrolle die Funktionalität und die technisch korrekte 
Ausführung des Projekts geprüft, da für die Ausführung Kantonsbeiträge gewährt worden 
waren.  
 

- Stimmt es, dass der Wanderweg, statt auf 3,2 Meter nun auf 4-6 Meter verbreitert worden 
ist? 
 
Nein. Das bewilligte Projekt sah für den Weg eine Breite von 3,9 m vor. Eine Aufnahme 
des Projekts durch die Dienststelle Vermessung und GIS vom 23. Mai 2025 bestätigt, dass 
die bewilligte Breite der Waldstrasse eingehalten wurde respektive die bewilligte 
Verbreiterung unterschritten wurde.  
 
Allerdings zeigt die Aufnahme der Vermessung, dass Projektänderungen vorgenommen 
wurden, welche weder gemeldet noch bewilligt wurden. Dies betrifft insbesondere einen 
Wendeplatz von ca. 70 m2, oberhalb des Reservoirs, das bergseitig des Bergluftwegs liegt, 
einen Wendeplatz von ca. 70 m2 in der Nähe der Stelle, wo sich der Hohfluhweg teilt, und 
schliesslich die Vergrösserung des Wendeplatzes und des Lagerplatzes an der Kreuzung 
Hohfluhweg/Bellevueweg. Dort haben der Wendeplatz und der Weg eine Fläche von 
ca. 260 m2und der Lagerplatz eine Fläche von ca. 210 m2, d.h. doppelt so viel wie 
ursprünglich bewilligt. Ausserdem wurde die Ausweichstelle nicht erstellt. Die bestehenden 
Stützmauern wurden entweder in ihrem ursprünglichen Zustand belassen oder punktuell 
mit Steinblöcken verstärkt. 
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- Wie kann es sein, dass die Trockenmauern nicht repariert und restauriert worden sind? 
 
Im Projektbeschrieb (S. 7) steht: «talseitig wird die Strasse teils durch Trockensteinmauern 
gestützt. Der Sanierungsbedarf der Trockensteinmauern ist sehr unterschiedlich. Von den 
11 Teilstücken mit geschätzten 275 m2 wird rund die Hälfte neu erstellt». Die 
Trockensteinmauern sorgen für die Stabilität der Strasse. Ist diese gefährdet, müssen die 
Mauern saniert werden. Die Beurteilung der Stabilität obliegt dem Strassenbesitzer, der 
seinerseits ein Gutachten einholen kann. Es besteht keine sich aus der Baubewilligung 
ergebende Pflicht, die Stützmauern zu sanieren; eine Bauherrschaft kann ganz oder 
teilweise auf das Erstellen eines bewilligten Bauvorhabens verzichten. 

 
- Wurde das AWN in die Projektänderung einbezogen? 

 
Das Amt für Wald und Naturgefahren wurde miteinbezogen. 

 
- Wenn ja: Wo ist die Projektänderung protokolliert/dokumentiert? 

 
Das Amt für Wald und Naturgefahren konnte die Projektänderungen anlässlich der 
Kontrolle vom 4. September 2024 feststellen. Zu dieser Kontrolle wurde kein Protokoll 
erstellt. Gemäss den Erklärungen des Amts für Wald und Naturgefahren ist innerhalb des 
Amts die Abteilung Walderhaltung für die Beurteilung der Baugesuche zuständig und für 
die subventionierten Projekte die entsprechende Waldabteilung. Die erwähnte Abnahme 
vom 4. September 2024 erfolgte im Hinblick auf die Prüfung des Bauwerks als 
Erschliessungsprojekt durch die Waldabteilung. Die Abnahme konzentrierte sich also 
darauf, abzuklären, ob die subventionierten Elemente des Projekts realisiert wurden und 
ob die Ausführung fachgerecht und nach forstwirtschaftlichen Methoden erfolgt ist. Es 
handelte sich daher nicht um eine Bauabnahme. Daher wurde kein Protokoll erstellt.  

 
- Wurde das LANAT in die Projektänderung einbezogen? 

 
Das Amt für Landwirtschaft und Natur wurde einbezogen. 

 
- Wenn ja: Wo ist die Projektänderung protokolliert/dokumentiert?  

 
Das Amt hatte vor der durch die Baupolizei in die Wege geleiteten Kontrolle keine Kenntnis 
von den Projektänderungen. 

 
- Gab es Subventionen die explizit für die Trockenmauern vorgesehen waren? 

 
Gemäss den Dokumenten, welche die Baupolizei bei der Bauherrschaft und beim Kanton 
angefordert hat, beziehen sich die Subventionen nicht speziell auf die Sanierung der 
Stützmauern, sondern auf das gesamte Bauvorhaben. Das kantonale Amt für Wald und 
Naturgefahren hat die beitragsberechtigten Kosten zu 70 % subventioniert. Gemäss der 
Selbstdeklaration der Burgergemeinde bei der Bauabnahme musste nur eine Mauer aus 
Stabilitätsgründen saniert werden. Deshalb wurde nur diese Mauer abgerechnet und 
subventioniert, zusätzlich zu den ausgeführten Bauarbeiten für die Waldstrasse. 

 
- Erhielt die Bauherrin weitere Subventionen der öffentlichen Hand? 

 
Nein. 
 

- Wenn ja, welche Aufgaben wurden damit verbunden? 
 
Siehe Antwort oben. 
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- Wurden die korrekt und gemäss Bauprojekt ausgeführt? 
 
Siehe Antwort oben. 
 

 
- Welche Massnahmen gedenkt der Gemeinderat nun zu ergreifen? Baurechtliches 

Verfahren? Rückbau? Rückzahlung von Geldern der öffentlichen Hand? Busse? 
 
Es obliegt der Baupolizei, gemeinsam mit dem kantonalen Amt für Wald und Naturgefahren 
und dem kantonalen Amt für Landwirtschaft und Natur zu bestimmen, ob die 
Projektänderungen nachträglich bewilligt werden können oder nicht, und unter welchen 
Bedingungen. Aktuell fehlt die Einschätzung des Amts für Landwirtschaft und Natur. Eine 
nachträgliche Bewilligung dieser Plätze ist nur möglich, wenn der Nutzen dieser Plätze 
ausreichend begründet wird.  

 
- Was unternimmt der Gemeinderat zur Sicherung dieses Gebietes? Aufgrund des massiven 

Eingriffs könnte es zu Steinschlägen kommen. 
 
Für diesen Punkt ist der Gemeinderat weder verantwortlich noch zuständig. Der Besitzer 
der Waldstrasse und das kantonale Amt für Wald und Naturgefahren müssen im Rahmen 
des laufenden Verfahrens festlegen, inwiefern die ausgeführten Arbeiten sich auf die 
Steinschlaggefahr ausgewirkt haben.  

 
- Wie oft ist in diesem Wald schon Feuer ausgebrochen? 

 
In diesem Bereich kam es zu zwei Einsätzen. Berücksichtigt werden muss jedoch nicht die 
Anzahl, die Art oder die Grössenordnung der Einsätze, sondern die Tatsache, dass der 
Klimawandel seit mehreren Jahren eine Realität ist und dass Trockenperioden verstärkt 
auftreten. Dies hat beträchtliche Auswirkungen auf die Vegetation und führt zu einer 
konkreten Erhöhung der Waldbrandgefahr. Die Notwendigkeit, über einen Zufahrtsweg für 
die Feuerwehr zu verfügen, ist in diesen neuen, präventiven Kontext einzuordnen. Es geht 
insbesondere darum, den Wald und die unterhalb davon liegenden Wohnhäuser zu 
schützen. 

 
- Ist dazu ein Feuerwehrwendeplatz in dieser Region notwendig? 

 
Das Amt für Bevölkerungsschutz, Sport und Militär des Kantons Bern hat in Absprache mit 
der (GVB) verlangt, dass aufgrund des steigenden Waldbrandrisikos ein Einsatzkonzept 
für den gesamten Jurasüdfuss erstellt wird. Dieser Sektor gehört dazu. Der betroffene Weg 
ist ein wichtiges Element im Einsatzkonzept der Feuerwehr. Und die Einsatzfahrzeuge 
müssen, wie auf jeder Strasse oder in jedem Quartier, eine Wendemöglichkeit haben. Im 
Wald gibt es keine Hydranten.  

 
Abschliessend kann gesagt werden, dass die vom Eingriff betroffene Fläche zwar grösser ist, als 
ursprünglich geplant, es sich jedoch um begrenzte Projektänderungen handelt. Die betroffenen 
Instanzen werden basierend auf den geltenden Bestimmungen über den weiteren Verlauf des 
Verfahrens zu entscheiden haben. Es ist verständlich, dass Eingriffe in die natürliche Umgebung 
wie im Wald bei der Bevölkerung zu Reaktionen führen. Es ist allerdings festzuhalten, dass die 
Wälder am Südhang von bemerkenswerter Qualität sind und eine hohe Diversität der 
Vegetationsschichten (Bäume, Büsche, Gras) aufweisen. Dies insbesondere aufgrund der 
fachgerechten Pflege durch die Forstequipe der Burgergemeinde Biel.  
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Biel, den 2. Juli 2025 

Namens des Gemeinderates  

Die Stadtpräsidentin: Der Stadtschreiber: 

Glenda Gonzalez Bassi Julien Steiner 

Beilage: 
·Dringliche überparteiliche Interpellation 20250144 
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